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Abgeschlossenheitsbescheinigung | ist Voraussetzung für
die Aufteilung eines Gebäudes in selbstständige Woh-
nungen oder sonstige Räume. Sie bescheinigt, dass diese
baulich hinreichend von den anderen Wohnungen und
Räumen abgeschlossen ist.

Abnahme | ist bei einem Bauträgervertrag die Erklärung
des Erwerbers, dass das geschuldete Objekt vertragsge-
mäß errichtet wurde.

Aufassung | nennt der Jurist die Einigung zwischen Käufer
und Verkäufer über den Eigentumsübergang an einem
Grundstück. Siemuss vor einemdeutschenNotar erfolgen.

Bankbürgschaft | ist das Versprechen des Kreditinstituts, für
Schulden eines Dritten, z. B. des insolventen Bauträgers,
einzustehen.

Baubeschreibung | enthält detaillierte Angaben zur Errich-
tung und Ausstattung eines Bauvorhabens. Sie ist oft in
einer eigenen Urkunde enthalten, auf die dann im Bau-
trägervertrag verwiesen wird.

Bauträgervertrag | Neben demVerkauf eines Grundstücks
oder einer Wohnung schuldet der Verkäufer beim Bau-
trägervertrag auch die Errichtung oder die Sanierung ei-
nes Gebäudes. Rechtlich betrachtet handelt es sich um
einen gemischten Kauf- und Werkvertrag, der strengen
Regelungen unterliegt und zu seiner Wirksamkeit der no-
tariellen Beurkundung bedarf.

Besitz | ist die „tatsächliche Sachherrschaft“. Um ungesi-
cherte Vorleistungen zu vermeiden, ist beim Immobilien-
kauf der Besitzübergang auf den Käufer in der Regel an
die vorherige Kaufpreiszahlung geknüpft.

Bezugsfertigkeit | ist der Zeitpunkt, ab dem das Objekt be-
wohnbar ist. Da9ürmüssen z. B. sanitäre Anlagen vorhan-
den und die sichere Begehbarkeit gewährleistet sein;
Fassaden- und Außenarbeiten können noch ausstehen.

Dienstbarkeit | gewährt dem Berechtigten bestimmte Nut-
zungsrechte an einem anderen Grundstück (Beispiel: We-
gerecht) oder einen Anspruch auf Unterlassung gewisser
Handlungen (Beispiel: Baubeschränkung).

Eigentum | ist die rechtliche Zuordnung eines Grundstücks
zu einer Person. Zusätzlich zur Au?assung ist 9ür den
Eigentumsübergang erforderlich, dass der Käufer an-
stelle des Verkäufers als Eigentümer im Grundbuch ein-
getragen wird. Voraussetzung ist in der Regel, dass der
Kaufpreis bezahlt wurde. Der Notar kann die Eigentum-
sumschreibung erst veranlassen, wenn die Grunder-
werbsteuer bezahlt wurde.

Eigentumswohnung | ist die übliche umgangssprachliche
Bezeichnung von Wohnungseigentum.

Eigentümerversammlung | ist das – meist jährliche – Tref-
fen aller Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentü-
mergemeinschaft. Die gefassten Beschlüsse sind von
dem Verwalter in einer Beschluss-Sammlung zu doku-
mentieren. Sie binden auch einen späteren Erwerber.

Erschließungskosten | entstehen, umden Anschluss eines
Grundstücks an die Kanalisation, an öfentliche Verkehrs-
wege oder an die Wasser- und Energieversorgung herzu-
stellen oder zu modernisieren. Der Käufer sollte sich bei
der Gemeinde vorab nach ofenen Kosten oder geplan-
ten Maßnahmen erkundigen.
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Fälligkeitsmitteilung | Sobald der lastenfreie Eigentums-
erwerb durch den Käufer gesichert ist, teilt der Notar mit,
dass der Kaufpreis an den Verkäufer zu zahlen ist.

Fertigstellungssicherheit | Ein Bauträger muss seinem
Käu9er in Höhe von 5% des Kau9preises Sicherheit da9ür
leisten, dass das geschuldeteObjekt rechtzeitig und ohne
wesentliche Mängel hergestellt wird. Dies kann z. B.
durch Bankbürgschaft oder einen entsprechenden Ein-
behalt bei der ersten Rate geschehen.
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Finanzierungsgrundpfandrecht | Nimmt der Käufer zur
Finanzierung des Kaufpreises ein Darlehen auf, muss er
der Bank regelmäßig eine Grundschuld als Kreditsicher-
heit stellen. Mithilfe einer sogenannten Finanzierungs-
vollmacht kann bereits das Kaufobjekt selbst als Belas-
tungsgegenstand genutzt werden, ohne dass dadurch
ein Kostenrisiko für den Verkäufer entsteht.

Freigabeversprechen | ist die verbindliche Zusage der Ver-
käuferbank, das Objekt gegen Zahlung des Kaufpreises
aus der Haftung für Verkäuferkredite zu entlassen.

Gemeinschaftseigentum | ist alles, was nicht zum Sonder-
eigentum gehört, beispielsweise das Dach, tragende
Wände, Treppenhäuser, Durchgangsräume oder Außen-
anlagen. Es wird gemeinschaftlich genutzt und verwaltet,
soweit nicht Sondernutzungsrechte für bestimmte Eigen-
tümer bestehen, z. B. an Gärten, Terrassen oder Stell-
plätzen.

Gemeinschaftsordnung | enthält die Grundregeln für das
Zusammenleben der Raumeigentümer, z. B. wann und
wie eine Versammlung der Eigentümer einzuberufen ist
oder welche Maßstäbe für die Kostenabrechnung gelten.
Sie wird meist zusammenmit der Teilungserklärung fest-
gelegt.

Grundbuch | ist ein öfentliches Register 9ür Grundstücke.
JedesGrundbuchblatt beginntmit demBestandsverzeich-
nis. Es enthält die genaue Bezeichnung sowie Angaben zur
Lage, Wirtschaftsart und Größe des Grundstücks. In wei-
teren drei Abteilungen sind der Eigentümer und eventu-
elle Belastungen des Grundstücks eingetragen, zum Bei-
spiel Wege- und Leitungsrechte oder Grundschulden.
Kraft Gesetzes wird vermutet, dass der im Grundbuch

eingetragene Verkäufer auch Eigentümer des Grund-
stücks ist.

Grunderwerbsteuer | fällt regelmäßig bei der Veräußerung
von Grundstücken je nach Bundesland i.H.v. 3,5% bis
6,5% des Kau9preises an. Mitverkau9te bewegliche Sa-
chen unterliegen nicht der Grunderwerbsteuer.

Grundschuld | ist ein Mittel zur Kreditsicherung, das im
Grundbuch eingetragenwird. Im „Verwertungs9all“ Undet
die Zwangsvollstreckung in das belastete Grundstück
statt. Im Gegensatz zur Hypothek erlischt die Grund-
schuld nicht kraft Gesetzes, wenn das abgesicherte Dar-
lehen zurückgezahlt wird. Ob es sinnvoll ist, die Grund-
schuld danach „stehen zu lassen“, hängt davon ab, ob
weiterer Finanzierungsbedarf bei der gleichen Bank be-
steht. HäuUgwiegen bereits geringe Zinsunterschiede die
Kosten für Löschung und Neueintragung zugunsten ei-
nes anderen Kreditinstituts auf.

Instandhaltungsrücklage | ist der Anteil des Wohngeldes,
welcher nicht für die laufenden Kosten verwendet, son-
dern für größere Maßnahmen, wie beispielsweise eine
Dach- oder Heizungsreparatur, angespart wird.

Kaufpreisfälligkeit | Der Käufer braucht den vereinbarten
Kaufpreis regelmäßig erst zu bezahlen, wenn zu seinen
Gunsten eine Vormerkung imGrundbuch eingetragen ist
und demNotar alle Unterlagen vorliegen, umdemKäufer
das Kaufobjekt frei von allen nicht übernommenen Belas-
tungen, die noch im Grundbuch eingetragen sind, zu ver-
schafen. So9ern die Voraussetzungen 9ür die Kau9preis-
fälligkeit vorliegen, teilt der Notar dies dem Käufer mit
(Fälligkeitsmitteilung). Der Käufer muss den Kaufpreis
dann innerhalb der im Kaufvertrag vereinbarten Frist an
den Verkäufer bzw. die abzulösende Bank zahlen.

Kosten | Typisch ist die Vereinbarung, dass der Käufer die
bei Notar undGrundbuchamt entstehenden Kosten trägt,
wobei die Kosten der Lastenfreistellung regelmäßig der
Verkäufer übernimmt. Unabhängig von dieser vertragli-
chen Regelung haften kraft Gesetzes sowohl Käufer als
auch Verkäufer für alle bei Notar undGrundbuchamt ent-
stehenden Kosten. Im internationalen Vergleich ist das
deutsche Grundbuch- und Notarsystem nicht nur beson-
ders sicher, sondern auch besonders efektiv und kosten-
günstig.

Lasten | sind die mit einem Grundstück kraft Gesetzes ver-
knüp9ten Verp?ichtungen, insbesondere die Grund-
steuer, die Erschließungskosten und die Prämien der
Sachversicherung.


